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56/J A n f r D g e 

der ~bgeordneten Hol z f ~ i n d 

Genossen 
P ö I z c; r, M a t e j c 0 k und 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffond die Vlei terloi tung von Personalakten dGS Postspnrkassol1nmtos an das 

porsonalpolitische Referat dar EundespartGileitung der Österreichiuchon Volks-

partei. 

-jt-O-.-.-

Eine Frau sandte auf Grund eines Zeitungsinserates eine BOY18rbunG um 

Aufnamli8 in das Postsparkassenamt. Einige Tage darnach wurde sie schriftlich 

einGoladen, im personalpolitischen Referat der BundesparteileitullG der Öster

reichischen Volkspartei vorzusprechen. Da sie selbst verhindert waT~ schickte 

sie oinon Lngehörigen in die ÖVP-Bundespartoilei timg. Dort blättorte ein Ango

stall tor den Akt der Frau duroh und gab dem Mann einen Fragebogon mit dom Be

merken, die Bewerberin möge ihn ausfüllen und zurüokschicken. Der l~kt des 

personalpolitischen Referates bestand allS dem Bewerbungsschreiben der Frau an 

das Postsparkassenamt. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten an den Herrn Bundesminister 

für Finanzen die nachstehenden 

A n f r 8. gon 

1.) War der Herr Bundesminister davon unterrichtet 9 dass offonsichtlich 

laufend ~llfnahmeansuchGn, die bei oiner ihm unterstehenden staatlichen Dienst

stelle anlaufen, an die Österreichische Volkspartei zur Überprüfung ITeitor

golei tet werden? 

2.) Ist der Herr Bundesminister beroit, eine strenge Untersuchung einzu

leiten und die für diesen Missbrauch Verantwortliohen disziplinär zu bostrafen? 

3.) Ist der Herr Bundesminister bereit, alle ihm unterstchonc1on Dionst

stellen anzuweisen, dass Bewerbungsschreiben und Personalakten koiner poli

tischen Partei weitergegeben werden dürfen? 

-.-.-.-.-
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